
 

  
 

 Professor Dr. Christoph Safferling, LL.M. 
Lehrstuhl für Strafrecht, Strafprozessrecht,  
Internationales Strafrecht und Völkerrecht 
 
Akte Recht – Aktuelle Rechtsprechung  
https://www.str1.rw.fau.de/akte-recht/ 
 
 

 

 

Aufhebung des Mordurteils für die Raser vom Kurfürstendamm 

BGH, Urteil vom 01.03.2018 − 4 StR 399/17, FD-StrafR 2018, 402920 

I. Sachverhalt (verkürzt)  

Die Angeklagten unterhielten sich kurz und verabredeten durch Gesten und das Spiel mit dem Gaspedal 
spontan ein Autorennen entlang des Kurfürstendamms. Beide Angeklagten fuhren bei rotem Ampelsignal 
in den Kreuzungsbereich ein, der Angeklagte N. mit einer Geschwindigkeit von 139 bis 149 km/h, der 
Angeklagte H. mit einer Geschwindigkeit von mindestens 160 bis 170 km/h. In der Kreuzung kollidierte 
der Angeklagte H. mit dem Fahrzeug des Geschädigten W. W verstarb noch am Unfallort. Das Landge-
richt hat angenommen, dass sich die Angeklagten als Mittäter (§ 25 Abs. 2 StGB) wegen Mordes mit 
gemeingefährlichen Mitteln (§ 211 Abs. 2 StGB) strafbar gemacht haben  

II. Entscheidungsgründe 

Voraussetzung für die Verurteilung wegen einer vorsätzlichen Tat ist nach § 16 Abs. 1 StGB, 
dass der Täter die Umstände, die zum gesetzlichen Tatbestand gehören, bei ihrer Begehung 
kennt. Dementsprechend muss der Vorsatz im Zeitpunkt der zum Taterfolg führenden Handlung 
vorliegen. Dass dies auf die Tat der Angeklagten zutrifft, lässt sich dem angefochtenen Urteil 
nicht entnehmen. Die für den Unfall maßgeblichen Umstände, insbesondere die bereits erreich-
te Kollisionsgeschwindigkeit sowie das Einfahren in den Kreuzungsbereich trotz roten Ampel-
signals, lagen bereits vor bzw. waren unumkehrbar in Gang gesetzt, als die Angeklagten den 
Tötungsvorsatz fassten. Zudem halten die Beweiserwägungen, mit denen das Landgericht 
einen bedingten Tötungsvorsatz angenommen hat, auch unter Berücksichtigung des einge-
schränkten revisionsgerichtlichen Prüfungsumfangs rechtlicher Überprüfung nicht stand. Die 
Beweiserwägungen der Strafkammer setzen sich nicht zutreffenden mit der möglichen Eigenge-
fährdung der Angeklagten im Fall einer Kollision mit einem anderen Fahrzeug auseinander.  

Zudem liegen dem angefochtenen Urteil widersprüchliche Annahmen bezüglich der durch die 
Angeklagten vorgenommenen Gefahreinschätzung zugrunde. Während die Strafkammer 
einerseits davon ausgeht, dass die Angeklagten sich selbst in ihren Fahrzeugen sicher gefühlt 
und keinerlei Eigenrisiko in Rechnung gestellt hätten, hat sie andererseits ausgeführt, dass 
beide Angeklagten mit dem Vorsatz bezüglich einer Körperverletzung der Nebenklägerin K. , 
und zwar einer solchen mittels eines gefährlichen Werkzeugs und mittels einer das Leben 
gefährdenden Behandlung (§ 224 Abs. 1 Nr. 2 und Nr. 5 StGB), gehandelt bzw. sogar „in Kauf“ 
genommen hätten, dass sie „tödliche Verletzungen erleiden könnte“.  

Die vom Landgericht vorgenommene Prüfung mittäterschaftlichen Verhaltens greift zu kurz, da 
die gebotene tatbestandsbezogene Prüfung der Voraussetzungen mittäterschaftlicher Bege-
hung unterblieben ist. Dass die Angeklagten den Entschluss gefasst hätten, einen anderen 
durch gemeinschaftliches Verhalten zu töten, lässt sich dem Urteil an keiner Stelle entnehmen 

III. Problemstandort 

Bedeutung der Eigengefährdung für das Vorliegen von bedingtem Tötungsvorsatz bei riskanten 
Verhaltensweisen im Straßenverkehr  


